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31 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über Gewährung einer einmaligen Wirtſchaftsbeihilſe an Erwerbsloſe. Vom 7. 3. 1924. 
§ 1. 
Alle Erwerbsloſe, die innerhalb des letzten Monats 21 Tage erwerbslos gemeldet ſind und 


ihre Arbeit nicht durch eigenes Verſchulden verloren haben, erhalten eine einmalige Wirtſchaftsbeihilfe 
nach folgenden Grundſätzen: a 


77 T2. A nen 50.— G 

hierzu tritt ein Zuſchlag für jedes einzelne Kind vonn 5.— 8 
2. für Unverheiratete über 21 PPP 35.— 0 
3. für Unverheiratete unter 21 611 ie Ze a 25.— G 


8 2. N 
Die Deckung der Koſten erfolgt aus den in den letzten Monaten eingegangenen Mehreinnahmen 
bei der Zollverwaltung infolge der Erhöhung der Zölle. 

88, 
Beſondere Ausführungsbeſtimmungen ergehen durch den Senat. 

84. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

Danzig, den 7. März 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


Ausführungsbeſt im mungen 
zum Geſetz betr. die Gewährung von Wirtſchaftsbeihilfen an Erwerbsloſe vom 7. März 1924. 
Artikel J. 

Als arbeitslos gemeldet im Sinne des Geſetzes gilt nur derjenige, der ordnungsmäßig ſeine 
Vormerkkarte bei dem zuſtändigen Arbeitsamt hat ſtempeln laſſen oder ſich bei der Kontrollſtelle der 
Gemeinde gemeldet hat. 

Nicht darunter fallen ſolche Perſonen: 

a) die ſich nicht generell zwecks Zuweisung von Arbeit, fondern nur in der Erwartung der 
Vergebung beſtimmter Erwerbsgelegenheit oder nur zur Erlangung einer anderen Stelle 
gemeldet haben, e 

b) die nur einen Teilerwerb oder einen Aushilfserwerb (Stundenarbeit) ſuchen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 19. 3. 1924). 


Artikel II. 

Nicht zu berückſichtigen find diejenigen Tage, an denen der Arbeitsloſe infolge eigenen Verſchuldens 
arbeitslos geweſen oder geblieben iſt. n 

Die im Geſetz beſtimmte einmonatige Friſt umfaßt 31 Tage rückwärts gerechnet vom Tage der 
Verkündung des Geſetzes an. N 
F Es können auch die Tage, an denen der Empfänger Arbeit hatte, ſoweit nur nicht die zuläffige 
Zahl überſchritten wird, am Schluß der einmonatigen Friſt liegen, ſodaß auch ein ſchon wieder in Arbeit 
Stehender die Beihilfe erhalten kann. Bei den 21 Tagen werden nur die Werktage gerechnet. 

& Artikel III. 5 

Bedürftigkeit iſt nicht Vorausſetzung für die Gewährung der Beihilfe. Die Empfänger einer 
Teilunterſtützung find den Beziehern der Vollunterſtützung gleich zu Stellen. g 

Artikel IV. 

Als Kind im Sinne des 8 1 gilt nur ein Kind unter 14 Jahren. 

Den ehelichen Kindern werden uneheliche gleichgeſtellt, wenn der Erzeuger die Vaterſchaft 
anerkannt hat oder zur Zahlung von Unterhaltsbeiträgen rechtskräftig verurteilt iſt, ſowie ſeiner Unter 
haltspflicht nachkommt. and . a 

Artikel V. „ on 

An Empfänger von Erwerbsloſenunterſtützung wird die Beihilfe, ohne daß es der Stellung 

eines Antrages bedarf, bei Vorliegen der geſetzlichen Vorausſetzungen mit möglichſter Beſchleunigung 


ezahlt. | 
Ben 2 Artikel VI. 18 : 
Alle ſonſtigen empfangsberechtigten Perſonen haben ſich mit einem mündlichen Antrag bei dem 
zuständigen öffentlichen Arbeitsnachweis (Arbeitsamt) zu melden. 5 
Auf Grund dieſes Antrags hat der Arbeitsnachweis der zuſtändigen Erwerbsloſen⸗Fürſorgeſtelle 
eine nach folgendem Formular ausgeſtellte Beſcheinigung zuzuleiten: 


5 


Die ER 53553 . 5 geb 2 > a 
Kinder unter 14 Jahren, wohnhaft............................... {ft bei ung nach dem Februar zur 
Arbeitsvermittelung erſchienenn i 3 * 

c ER U NE 
i222 K 8 
F b 1924 um 

Grund der Entlaſſung: 

Beſondere Bemerkungen: —. f 7˙ Saschärdentenne sehen tannne 


Dem Erwerbslosen iſt auf Verlangen die Stellung des Antrages zu beſcheinigen. 


Artikel VII. 
aoer den Antrag auf Gewährung der Beihilfe entſcheidet die Gemeindeverwaltung Erw. Zürjorger 
ftelle), durch die auch die Zahlung erfolgt. 8 
Falls ihr die Angaben in der Beſcheinigung des Arbeitsnachweiſes nicht ausreichend erſcheinen, 
iſt fie berechtigt, über das Vorliegen der Vorausſetzungen für die Gewährung der Beihilfe weitere 
Feſtſtellungen zu treffen und Ermittelungen anzuſtellen. 


4 
Artikel VIII. FED 

Der Antrag auf Bewilligung der Beihilfe muß bis zum 1. 4. 1924 geſtellt fein. Auch e 

Zeitpunkt können Anträge nur ausnahmsweiſe berückſichtigt werden. 
Artikel IX. 

Beſchwerden gegen die Entſcheidung der Gemeindeverwaltung (Erw. Fürſorgeſtelle) gehen an 

den zuſtändigen Fürſorgeausſchuß. 
Artikel X. 5 

Die durch das Geſetz entſtehenden Koſten trägt der Freiſtaat. Sie ſind am Schluß des 
Monats beim Senat (Abt. für ſoziale Angelegenheiten) mit der Anforderung der laufenden Unter⸗ 
ſtützungen zur Erſtattung anzumelden. Beſondere Verwaltungskoſten ſind hierbei nicht in Rechnung zu 
ſtellen. Nötigenfalls wird der Senat auf Erfordern Vorſchüſſe leiſten. Die Verwendung der Gelder 
wird vom Senat kontrolliert werden. 

Danzig, den 7. März 1924. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


32 Verordnung 
zur Anderung der Gerichtskoſten und der Gebühren der Rechtsanwälte. Vom 4. 3. 1924. 

Auf Grund des 8 9 Abſ. 2 des Geſetzes über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig 
vom 20. Oktober 1923 (Geſetzbl. S. 1067), des Art. VII des Geſetzes zur Anderung des Deutſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes in der für Danzig geltenden Faſſung vom 12. Juni 1923 (Geſetzbl. S. 651) und 
des Art. VI des Geſetzes über die Gebühren der Rechtsanwälte und die Gerichtskoſten vom 22. Oktober 
1923 (Geſetzbl. S. 1091) wird und zwar bezüglich der Gebühren der Rechtsanwälte, nach Anhörung 
des Vorſtandes der Anwaltskammer verordnet: 


Artikel J. 


Das Deutſche Gerichtskoſtengeſetz in der für Danzig geltenden Faſſung (Geſetzbl. S. 668, 949 
und 1102) wird wie folgt geändert: 


8 8 erhält folgende Faſſung: 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten werden die Gebühren nach dem Wert des Streit⸗ 
gegenſtandes erhoben. 

Die volle Gebühr in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten beträgt bei Gegenſtänden im Werte bis 
zu 20 Gulden einſchl. 2 Gulden, von mehr als 20 bis zu 60 Gulden einſchl. 4 Gulden. 


Bei Gegenſtänden mit höherem Streitwerte beträgt die volle Gebühr von dem auf die nächſt⸗ 
höheren 100 Gulden aufgerundeten Werte 


bis zn 8 aden ee. . 5 v. H., 

von dem Mehrbetrage bis zu 1000 Gulden einſchll. . . 4 „ „ 

1 * u 8 000 " * a... 5 * 

rg * „ 0 00 „ N * 

a J) NE IR. ee 1 
Artikel II. 


Die Deutſche Gebührenordnung für Rechtsanwälte vom 20. Mai 1898 in der für Danzig 
geltenden Faſſung — Reichsgeſetzbl. 1898 S. 692; 1909 S. 475; 1910 S. 767; 1916 S. 1263, 
1919 S. 2115 — (Danziger Geſetzbl. 1921 S. 313; 1923 S. 651, S. 1091 und S. 1103) wird wie 
folgt geändert: 


42 


Ziſſer 1. a 12 
In 8 9 erhalten die Abſätze 2 und 3 folgende Faſſung: N 
Die volle Gebühr in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten beträgt bei Gegenſtänden im Werte 


bis zu 20 Gulden einſc ht... 2 Gulden, 

von mehr als 20 bis zu 60 Gulden einſchlt. 4 Gulden 

ui „ N re . 1 

5 ß I 5 
150 200 „ 1 10 


* * * * * 


Bei Gegenſtänden mit höherem Streitwert beträgt die volle Gebühr von dem auf die nächſt⸗ 
Höheren 100 Gulden aufgerundeten Werte 


bis zu 1000 Gulden einſchht. 3 
von dem Mehrbetrage bis zu 2000 Gulden einſchl.. 4, „ 
„ " e TE ER 
" * * 7 20 000 * * * 2 . „ 
ee 5 „ 200 000 „ r bi, 2 
1 — re Se 3 


Ziffer 2. 
Im 8 63 treten an die Stelle des Wortes „30“ das Wort „70“ und an Stelle des Wortes „15“ 
das Wort „35“. 5 
Artikel III. 


Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 

Sie findet auf anhängige Rechtsſachen Anwendung hinſichtlich der Gebühren, die nach dem 
Inkrafttreten dieſer Verordnung fällig geworden find, ſowie der Auslagen, die nach dieſem Zeitpunkt 
entſtanden ſind. 

Danzig, den 4. März 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


——  — 
Bezugsgebühren ab 1. 4. 1924 monatlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig 1,00 G, b) fit 
Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil 0,5 G, c) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig nt 
1,00 G. Beſtellungen haben bei der zuftändigen 3 zu erfolgen Für Beamte (ſiehe Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) 
Bezugspreis zu a) 0,60 G, zu b) 0,4 G. Für amte gilt auch vierteljährliche Bezugszeit. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


